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Die genannte Zollverordnung, die am 3. März 1968 
in Kraft getreten ist, wurde vom Herrn Präsiden- 
ten mit Schreiben vom 11. März 1968 dem Ausschuß 
für Wirtschaft und Mittelstandsfragen mit Frist zum 
26. Juni 1968 zur Beratung zugewiesen. Es han- 
delt sich um eine sogenannte Nachlaufverordnung, 
bei der der Deutsche Bundestag nach § 77 Abs. 7 
des Zollgesetzes ein Aufhebungsrecht in einer Frist 
von vier Monaten nach Verkündung hat. 

Die Kommission hat der Bundesrepublik mit Ent- 
scheidungen vom 14. Dezember 1967 für ihre Ein- 
fuhren aus Drittländern für die Zeit vom 1. Januar 
1968 bis 31. Dezember 1968 folgende Zollkontin- 
gente gewährt: 

1. 30 t Garne aus Seide, nicht in Aufmachungen für 
den Einzelverkauf, zum Zollsatz von 3,5 
(regelmäßiger Außenzollsatz 4,2 ®/o). 

2. not Garne aus Schappeseide, nicht in Aufma- 
chungen für den Einzelverkauf zum Herstellen 
von Nähschappeseidengarnen, zum Zollsatz von 
2 ®/o (regelmäßiger Außenzollsatz 3^/o). 

ln den Protokollen VIII und IX des Abkommens 
über die Aufstellung eines Teils des Gemeinsamen 
Zolltarifs betreffend die Waren der Liste G im 
Anhang I des EWG-Vertrages ist festgelegt, daß der 
EWG-Zollsatz für Seide (Grege) in Höhe von lO^tJ) 
auf unbestimmte Zeit ausgesetzt wird und — so 
lange dies der Fall ist — auch die Zollsätze für 
Seidengarne von 12 Vo auf 7 “/o und für Schappe- ' 
Seidengarne von 7% auf 5 Vo herabgesetzt werden. 
Während dieses Zeitabschnitts gewährt die Kom- | 
mission jedem betroffenen MitgliedsLaat auf dessen j 


Antrag Zollkontingente, für welche die Zollsätze 
niedriger liegen oder gleich Null sind, wenn sich 
eine Änderung der Versorgungsquellen oder eine 
ungenügende Versorgung innerhalb der Gemein- 
schaft nachteilig auf die verarbeitenden Industrien 
des betreffenden Mitgliedstaates auswirken könnte. 

Die Bundesregierung hatte folgende Zollkontin- 
gente beantragt: 

1. Bei Garnen aus Seide 60 t zum Zollsatz von 
2,8 Vo 

2. bei Garnen aus Schappeseide 160 t zum Zoll- 
satz von 1,25 Vo. 

Die Kommission ging bei ihren Entscheidungen 
davon aus, daß nach Überprüfung der vorliegenden 
Unterlagen der Verbrauch der Bundesrepublik im 
Jahre 1968 bei Garnen aus Seide mit 90 t und bei 
Garnen aus Schappeseide, beschränkt auf die Her- 
stellung von Nähschappeseidengarnen, mit 160 t 
angenommen werden kann. Die Liefermöglichkeiten 
von Frankreich und Italien als den beiden inner- 
halb der Gemeinschaft Seidengarne herstellenden 
Ländern wurden von der Kommission bei Seiden- 
garnen auf 60 t (davon 20 t aus Frankreich und 40 t 
aus Italien) und bei Schappeseidengarnen auf 50 t 
(aus Italien) veranschlagt. Unter diesen Vorausset- 
zungen wurden die Kontingentsmengen auf 30 t und 
110 t festgesetzt. 

Bei der Festsetzung der Kontingentszollsätze 
wurde die besondere Lage dieser Waren sowie der 
Grad der Verwirklichung der Zollunion, deren Voll- 
endung für den 1. Juli 1968 vorgesehen ist, berück- 
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sichtigt. Die Zollkontingente wurden deshalb mit 
Zollsätzen versehen, die 50 Vo (bei Seidengarnen) 
bzw. 40 Vo (bei Schappeseidengarnen) der EWG- 
Zollsätze von 7 ®/o bzw. 5 ®/o entsprechen. 

Die Bundesregierung hat von der ihr erteilten 
Ermächtigung Gebrauch gemacht und den Deut- 
schen Zolltarif entsprechend geändert. 

Der Deutsche Bundestag hat den Zollkontingenten 
in den Vorjahren bereits zugestimmt (vgl. u. a. Ein- 
hundertundzweite und Einhundertundzehnte Verord- 
nung zur Änderung des Deutschen Zolltarifs 1966 — 
Drucksachen V/1645, V/1905 — ). Der Ausschuß für 
Wirtschaft und Mittelstandsfragen empfiehlt des- 
halb dem Plenum, von seinem Aufhebungsrecht kei- 
nen Gebrauch zu machen. Der Ausschuß vertrat 
jedoch die Auffassung, daß die Bundesregierung 
ihre Bemühungen fortsetzen sollte, die vollen be- 
antragten Kontingentsmengen zu erhalten und nicht 
immer wieder Abstriche durch die Kommission hin- 
nehmen zu müssen. 


Bonn, den 28. März 1968 


Der Ausschuß für Wirtschaft 
und Mittelstandsfragen 


Dr. h. c. Menne (Frankfurt) 

Vorsitzender 


Dr. Serres 

Berichterstatter 
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